
 
Änderungsantrag  

der Fraktionen der CDU und der FDP 

zu dem Gesetzentwurf  

der Landesregierung 

für ein Gesetz zur Anpassung des Kommunalen Finanzausgleichs 

an die Herausforderungen des demografischen Wandels und zur 

Stärkung des ländlichen Raums  

Drucksache 18/6887 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 
 
Art. 1 wird folgende Nr. 4 angefügt: 
 

"4. § 29 werden folgende Sätze angefügt: 

 "Die Zuweisungen sind im Finanzhaushalt zu vereinnahmen. Sie 
können auch zur Tilgung von Investitionskrediten eingesetzt werden. 
Die Zuweisungen können abweichend von Satz 3 im Ergebnishaushalt 
eingesetzt werden, soweit und solange beim Zuwendungsempfänger 
keine Auszahlungen für Investitionen oder Investitionsfördermaßnah-
men oder für die Tilgung von Investitionskrediten anfallen."" 

 
 
Begründung: 

Aus der gegenwärtigen Diskussion der zusätzlichen Investitionspauschalen 
für den ländlichen Raum mit der kommunalen Ebene zeigt sich die Notwen-
digkeit einer gewissen Flexibilisierung der Pauschalförderung insgesamt. 
 
Daher wird zum einen die Ermächtigungsgrundlage für die entsprechende 
Rechtsverordnung nach § 32 erweitert und klargestellt, dass die Mittel auch 
zur Tilgung von Investitionskrediten eingesetzt werden können, was  bereits 
einer rechtlich einwandfreien Praxis entspricht. Diese ausdrückliche Klar-
stellung wurde von kommunaler Seite erwünscht. Dem soll nunmehr ent-
sprochen werden.  
 
Zum anderen wird in einem Regel-Ausnahme-Verhältnis eine gewisse Öff-
nung der grundsätzlich im Finanzhaushalt zu vereinnahmenden und zu ver-
wendenden Mittel der Pauschalförderung ermöglicht. Nach Maßgabe der 
einschränkenden Kriterien "soweit" und "solange" keine Auszahlungen für 
Investitionen oder Investitionsfördermaßnahmen (einschließlich der Tilgung 
von Investitionskrediten) anfallen, können die Zuweisungen künftig quasi 
nachrangig für Zwecke des Ergebnishaushalts eingesetzt werden. Hiermit 
wird die Frage beantwortet, wie in einem verwaltungsökonomisch und 
kommunalhaushaltsrechtlich sinnvollen Verfahren kommunalfreundlich mit 
den sicherlich sehr begrenzten Fällen umzugehen ist, in denen Kommunen in 
einer bestimmten Phase die ihnen zugewiesenen Mittel der Pauschalförde-
rung nicht oder nicht vollständig im Finanzhaushalt umsetzten können. 
 
Wiesbaden, 14. Mai 2013 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der FDP 
Der Parl. Geschäftsführer: Der Fraktionsvorsitzende: 
Bellino Greilich 
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